Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/932 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. Juni 1970 

lll/l — 68070 — E — Be 6/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier; Besoldungsrecht in der Europäischen 
Atomgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Bezüge und 
der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der 
Gemeinsamen Kernforschungsstelle, die in Belgien dienst- 
lich verwendet werden. 

Der Verordnungsentwurf ist mit Schreiben des Herrn Vize- 
präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 27. Mai 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gemeinschaften ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht 
abzusehen, üblicherweise verzichten bei derartigen Vorlagen 
die Mitgliedstaaten, in denen die Verordnung nicht zur An- 
wendung kommt, auf eine eigene Stellungnahme und schließen 
sich der Haltung des betroffenen Staates an. 


Brandt 


Drude: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Europäische Gemeinschaften 
Der Rat 


Brüssel, den 1. Juni 1970 


ÜBERSETZUNG 


Schreiben: der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften, unterzeichnet vom Vize- 
präsidenten Herrn S. L. MANSHOLT 

vom: 27. Mai 1970 

an: den Präsidenten des Rates der Europäi- 

schen Gemeinschaften, Herrn 
Pierre HARMEL 

betrifft: Vorschlag für eine Verordnung des 

Rates zur Änderung der Bezüge und der 
sozialen Sicherheit der Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kern- 
forschungsstelle, die in Belgien dienst- 
lich verwendet werden 


Herr Präsident! 

Artikel 16 der Verordnung Nr. 10/63/Euratom des 
Rates betreffend die Beschäftigungsbedingungen der 
in Belgien dienstlich verwendeten Atomanlagenbe- 
diensteten bestimmt unter Absatz 2: „Bei Erhöhun- 
gen der Bezüge in den wissenschaftlichen oder tech- 
nischen Tätigkeitsbereichen, die denjenigen der 
Europäischen Atomgemeinschaft entsprechen, insbe- 
sondere beim belgischen Zentrum für Kernforschung, 
wird die Tabelle der Bezüge in dem Maße geändert, 
in dem eine Änderung zugunsten des Personals, das 
Tätigkeiten nach Ärtikel 10 ausübt, vorgenommen 
worden ist. In diesem Fall wird die Änderung auf 
Vorschlag der Kommission vom Rat mit qualifizier- 
ter Mehrheit gemäß Ärtikel 118 Absatz 2 Unterab- 
satz 2 erster Fall des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft binnen kürzester 
Frist beschlossen." 

Nun ist unlängst vom belgischen Zentrum für 
Kernforschung für sein Personal ein Abkommens- 
protokoll über ein Sozialprogramm zur Regelung 
der Bezüge und Beschäftigungsbedingungen der 
Arbeiter, Angestellten und des unteren Führungs- 
personals für die Zeit vom 1. Januar 1970 bis zum 
31. Dezember 1970 mit den auf nationaler Ebene an- 
erkannten Gewerkschaftsorganisationen abgeschlos- 
sen worden. 

Die dem Personal des Zentrums für Kernforschung 
in Anwendung des genannten Protokolls gewährten 
Vorteile rechtfertigen es, die Bezüge der Atoman- 
lagenbediensteten wie folgt zu ändern; 

“ Ab 1. Januar 1970 werden die monatlichen Grund- 
bezüge um 2 ^/o - mindestens aber um monatlich 

292 FB - erhöht. 


- Ab 1. Juli 1970 werden die monatlichen Grund- 
bezüge um 1 ®/o - mindestens aber um monatlich 
125 Fß - erhöht. 

- Ab 1. Juli 1970 wird die in Artikel 3 Absatz 3 der 
Verordnung Nr. 10/63 vorgesehene monatliche 
Zulage von 925 FB in die Tabelle der monatlichen 
Grundbezüge einbezogen. Um die Auswirkung 
des Abzugs für die Soziale Sicherheit auf die 
monatlichen Grundbezüge nach Einbeziehung der 
Zulage zu neutralisieren, wurde diese um 10 Vo 
erhöht. 

Die finanziellen Auswirkungen des Vorschlags be- 
laufen sich auf 3.660 RE für das Jahr 1970, die 
unter dem Posten 241 des Forschungs- und Inve- 
stitionshaushaltsplans zu verbuchen sind. 

Die Kommission schlägt dem Rat daher vor, die 
Verordnung Nr. 10/63 vom 18. Dezember 1963 zur 
Regelung der Bezüge und Sozialen Sicherheit der 
Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen Kern- 
forschungsstelle, die in Belgien dienstlich verwendet 
werden, entsprechend zu ändern und die diesem 
Schreiben in Entwurf beigefügte Verordnung zu 
erlassen. 

Die Kommission wäre Ihnen dankbar, wenn Ihrer- 
seits möglichst bald hierüber entschieden werden 
könnte. 

(Schlußformel) 

Anl.: Dok. COM(70)522 final 

gez. S. L. MANSHOLT 
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Vorschlag einer Verordnung (Euratom) des Rates 
zur Änderung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, 
die in Belgien dienstlich verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Beschäftigungsbe- 
dingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften^), insbesondere auf die Artikel 4, 
Absatz 2, 94 und 95 der Beschäftigungsbedingungen, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 10/63/Euratom 
des Rates vom 18. Dezember 1963 zur Regelung der 
Bezüge und sozialen Sicherheit der Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden“), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (Euratom) 
1999/69 vom 6. Oktober 1969^), insbesondere auf 
Artikel 16, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß es dem Rat obliegt, auf 


Vorschlag 

der Kommission unter 

Zugrundelegung 

Klasse I 

1 

2 

3 

4 

Gruppe 1 

13.577 

14.438 

15.307 

16.185 

Gruppe 2 

11.747 

12.447 

13.147 

13.847 

Gruppe 3 

10.133 . 

10.725' 

11.317 

11.909 

Gruppe 4 

8.950 

9.488 

10.026 

10.564 

Gruppe 5 

Klasse II 

7.874 

8.304 

8.734 

9.164 

Gruppe 1 

10.133 

10.725 

11.317 

11.909 

Gruppe 2 

8.950 

9.488 

10.026 : 

10.564 

Gruppe 3 

7.874 

8.304 

8.734 

9.164 

Gruppe 4 

6.581 

6.904 

7.227 

7.550 


der örtlichen Gepflogenheiten die Bezüge der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernfor- 
schungsstelle für jeden Ort der dienstlichen Ver- 
wendung festzulegen, 

in der Erwägung insbesondere, daß die seit dem 
1. Januar 1970 eingetretenen Änderungen der Be- 
züge des Personals des belgischen Zentrums für 
Kernforschung (CEN) eine Anpassung der monat- 
lichen Grundbezüge rechtfertigen, 

in der Erwägung, daß die in Artikel 3 Absatz 3 der 
Verordnung Nr. 10/63 ab 1. Juli 1970 erwähnte Zu- 
lage in die Tabelle der monatlichen Grundbezüge 
einbezogen wird und daß die vorstehend angeführte 
Bestimmung daher mit Wirkung von diesem Zeit- 
punkt geändert werden muß — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

Artikel 1 

Die Tabelle der monatlichen Grundbezüge in der 
Anlage zur Verordnung Nr. 10/63 wird mit Wirkung 
vom 1. Januar 1970 ersetzt durch folgende Tabelle: 


5 

6 

7 

8 

9 

17.064 

17.942 

18.820 

19.698 

20.576 

14.547 

15.254 : 

15.968 

16.682 

17.396 

12.501 

13.093 ; 

13.685 

14.277 

14.869 

11.102 

11.640 

12.178 

12.716 

13.254 

9.594 

10.024 

10.454 

10.884 

11.314 


12.501 

13.093 

13.685 

14.277 

14.869 

11.102 

11.640 

, 12.178 

12.716 

1 13.254 

9.594 

10.024 

10.454 : 

10.884 

11.314 

7.873 

8.196 

8.519 

8.842 

9.165 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 188 
vom 28. Dezember 1963, S. 2992/63 
3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 256 
vom 11. Oktober 1969, S. 2 
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und mit Wirkung vom 1. 

Juli 1970 durch folgende 

Tabelle 





Klasse I 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Gruppe 1 

14.730 

15.599 

16,477 

17.364 

18.252 

19.138 

20.025 

20.912 ; 

21.799 

Gruppe 2 

12.889 ; 

13.589 

14.295 

15.002 

: 15.709 

16.424 

17,145 

17.866 ; 

18.587 

Gruppe 3 

11.275 

11.867 ; 

12.459 

13.051 

! 13.643 

14.241 

14.839 

15,437 ; 

16.035 

Gruppe 4 

10.092 

10.630 

11,168 

11.706 

12.244 

12.782 

13.320 

13.860 : 

14.404 

Gruppe 5 

; 9.016 1 

9.446 

9.876 

10.306 

10.736 

J_ _ 

11.166 

: 11.596 

12.026 ' 

12.456 

Klasse II 
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Gruppe 1 

: 11.275 1 

11.867 1 

12.459 

13.051 

13.643 : 

14.241 

: 14.839 

15.437 ; 

16.035 

Gruppe 2 

' ‘10.092 ; 

10.630 1 

11.168 

11.706 

12.244 

12.782 

13.320 

13.860 

14.404 

Gruppe 3 

: 9.016 

9.446 ; 

9.876 

10.306 

10.736 

11.166 

; 11.596 

12.026 

12.456 

Gruppe 4 

7.723 

t 

8.046 : 

1 

8.369 

, 8.692 

9.015 

9.338 

9.661 

9.984 

10.307 


Artikel 2 

Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung Nr. 10/63 wird 
mit Wirkung vom 1. Juli 1970 außer Kraft gesetzt. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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